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Ein Afktaturbelenntnis.

Das Zentralkomitee der U. S. P. erläßt einen Aufruf,
um die Stellung diefer Partei bei der Frage der Kabinetts-
bildung e Es hieße aber das Zentralkomitee
der U. S. P. überſchätzen, wenn man annehmen wollte, es
hätte ſich bei der Abfaſſung ſeines letzten Aufrufs, in dem
es ſein närriſches Verhalten in der Regierungsfrage zu
rechtfertigen ſucht, von großen politiſchen Geſichtspunkten
leiten zu laſſen. Dieſes programmatiſche Dokument, das
die ſchärfſte der Demokratie, der ſozialiſtiſchen
Reformarbeit, der Politik einer ſtufenweiſen Verbeſſerung
der Arbeiterlage und das klarſte Bekenntnis zur zweiten
Revolution, zur Diktatur und zur Einführung des Sozia-
lismus durch Gewaltanwendung entbhält, iſt vielmehr ledig
lich aus einer taktiſchen Verlegenheit geboren. Da man
Gründe brauchte, um die praktiſche Eſelei vom 11. Juni zu
rechtfertigen, wurde man prinzipiell und beging die theo-
retiſche Eſelei vom 18. Juni. Ganz verſehentlich, nur weil
man vor dem Verführer Reformſozialismus nicht weit ge
nug zurückprallen konnte, iſt man hintenüber in die Grube
des Bolſchewismus hineingefallen.

Jn der Tat, beurteilt man die U. S. P. nach dieſem
neueſten Geiſtesfabrikat ihres Zentralkomitees, ſo findet

man überhaupt nichts mehr, was ſie von den Kommuniſten
unterſcheidet. Und ſo könnte man ohne weiteres den ab
efallenen Rock an den n annähen und die 80 Manner unabhängige Reichstagsfraktion der Führung der bei-

en gewählten Kommuniſten, Paul Levien und Klara Zet-
kin, unterſtellen. Aber ganz ſo ſchlimm iſt die Sache ja
gar nicht gemeint. Die
Mehrzahl. weiß Gott, keine jalrevolutionäre und keine
Kommuniſten. Nur ſteht ihre Politik aus Verlegenheit
du einmal völlig in dem glorreichen Zeichen des „man
o duhn!“

Es iſt höchſte Zeit, einmal gründlich deutſch zu reden.
Wer Gelegenheit hat, die Unabhängigen in ihren geiſtigen
Gedankengängen etwas näher zu belauſchen, der weiß, daß
ſich unter hundert von ihnen noch kein einziger richtiger
Volſchewiſt befindet. Sehr viele von ihnen ſind ganz ver
nünftige Leute. es fehlt ihnen nur der Mut, wie es
Kautsky, Bernſtein, Ströbel, Neſtriepke u. a. getan haben,
offen gegen den verdammten Unſinn aufzumucken. u
hat man immer das Gefühl, eigentlich offene Türen ein-
zurennen, wenn man gegen dieſen Unſinn polemiſiert.

Alſo, die Demokratie iſt nichts, für die wir jahrzehnte
lang gemeinſam kämpften; der Parlamentarismus iſt
nichts, für den ſich Ledebour in kaiſerlihen Zeiten etwas
maßlos begeiſterte, der Achtſtundentag, das Betriebsräte-
geſetz, die Beſteuerung des Beſitzes, die Gleichſtellung der
Frau mit dem Mann, die Aufhebung der Geſindeordnung,
das Betriebsrätegeſetz ſind nur ganz elende, erbärmliche
Scheinreformen. Das richtige kommt erſt, wenn die U. S.
P. am Ruder ſitzt. Die U. S. P. wird ſich dann nicht um
die Demokratie, das gleiche politiſche Recht aller kümmern,
ſie wird nicht demokrotiſch regieren nach dem Grundſatz
„Alles für das Volk. alles durch das Volk!“, ſondern dikta-
toriſch nach dem Grundſatz: So will ich, ſo befehle ich,
nein Wille gilt für allen beſſeren Gründe!“ Was aber
wird ſie dann tun?

Wie wird ſie dann in ihrer Selbſtherrlichkeit mit den
derwickelten Problemen des wirtſchaftlichen und ſozialen
Lebens fertig werden? Wie will. ſie verhindern, daß die
don ihr beherrſchte, ihrer Herrſchaft widerſtrebende Bevöl-
krung die Produktion einſtellt, daß der Lieferſtreik des
Landes die Städte zum Verbungern bringt, daß alles drun
ter und drüber geht Folgen, die alle wirtſchaftlich ge
ſhulten Köpfe der U. S. P. für den Fall der Anwendung
I hepiſtiſcher Methoden auf Deutſchland vorausgeſagt
aben?

Und wenn man ſich. ſchon dem größenwahnſinnigen
Flauben hingibt, man könnte durch ſeine eigene Diktatur
es Volk glücklich machen. wie will man denn zu dieſer

Rktatur gelangen Jn der unabhängigen Agitation hat
s ſtets geheißer. die Arbeiter ſeien entwaffnet, die Bour-
Eeoiſie ſei bewaffnet worden. Gewaltherrſchaft kann wan
och nur ausüben. wenn man ſich in dem Beſitz der Waf-

n befindet. Wenn aber die Gewaltherrſchaft aus theore
üſher Liebhaberei proklamiert wird, ſo wird ſie doch ſicher

von jenen ausgeübt werden. die die Waffen beſitzen,
ind nicht von den andern, die ohne Waffen ſind!

Oder ſoll der Generalſtreik das Diktaturwunder be-
pirken? Ein Keneralſtreik gelingt doch nur dann, wenn

e ungeheure Mehrheit der Bevölkerung mit ihm ſympa-
ſiert. wie das z. B. beim Kapp-Putſch der Fall war. Ein
dneralſtreik, hinter dem nicht die überwiegende Mehrheit
t Vevölkerung ſteht, wie z. B. der letzte in Frankreich,

notwendigerweiſe in kürzeſter Zeit in ſich zuſammen-
echen: ein Generalſtreik, der von einer Minderheit aus
eht und den Zweck verfolgt, der Mehrheit die Herrſchaft
eſer Minderheit aufzuerlegen, iſt ein Widerſpruch in ſich
Plbſt, entweder man hat die Mehrheit hinter ſich, und
an braucht man keinen Generalſtreik, um regieren zu
anen, oder man hat die Mehrheit nicht hinter ſich, und
n kann man auch nicht durch einen Generalſtreik zur

etierung gelangen.

nabhängigen ſind in ihrer großen
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Organ der Sozialdemokratiſchen Partei
in Halle und ſärntlichen Kreiſen im Vegierungsbezirk Merſeburg.
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Es iſt eine wahre Schande, daß ſolche Selbſtverſtänd
lichkeiten, die ſich jeder geſchulte Sozialiſt ſozuſagen an den
Schuhſohlen abgelaufen hat, wiederholt werden müſſen in
der Polemik gegen eine programmatiſche Erklärung einer
großen ſogenannten ſozialiſtiſchen Partei. Die U. S. P.
iſt bei den Wahlen infolge äußerſt günſtiger Umſtände ſehr
gewachſen, aber auf dem großen Körper ſitzt ein ſchwacher
Kopf. Das wird fich auf die Dauer nicht halten. Die
U. S. P. wird ſich entweder ſo benehmen müſſen, daß man
ſie politiſch ernſt nehmen kann, oder ſie wird wieder zu einer
kleinen Gruppe dahinſchwinden. Schon jetzt werden die
Stimmen immer zahlreicher, die ſich die Diktatur eines an
maßenden und ungebildeten Bonzentums in der Partei
nicht mehr gefallen laſſen wollen. Und der Aufruf des
Zentralkomitees iſt ja auch nur ein Zeichen dafür, wie raſch
nach dem Siege die Not im Jnnern gewachſen iſt. Es wird
u gelingen, einer windſchiefen Theorie re die Ar-
beiterſchaft mit einer Praxis zu verſöhnen, die ihre Gegen
wartsintereſſen mißachtend letzten Endes auf nichts anderes
als auf ein angenechmes Nichtstun hinausläuft.

Ae Regierung der Mitte

Die Verhandlungen über die Bildung der Regierung
ſind immer noch nicht zum Abſchluß gelangt. Sie dauerten
auch noch am geſtrigen Sonntag an.

Nach der „Voſſiſchen Zeitung“ ſollen die Demokraten
ihren Eintritt von folgenden drei Vorausſetzungen abhängig
gemacht haben:

1. daß die Deutſche Volkspartei ſich auf den Boden der
Weimarer Verfaſſung ſtelle und ſich bereit erklärte, dieſe
Verfaſſung zu verteidigen;

2. daß bei der Beſetzung der Portefeuilles in der neuen
Regierung von den anderen Parteien keine Perſönlichkeiten
vorgeſchlagen werden, die ſich in einem allzu ſtarken politiſchen
Gegenſatz zu den Demokraten befinden;

3. daß von den Mehrheitsſozialiſten die Zuſicherung
erlangt werde, daß ſie im Reichstage ein Vertrauensvotum
für die neue Regierung ermöglichen würden.

Man erwartet, daß heute (Montag) die Ernennung
eines aus Demokraten, Zentrum und Volksparteilern be
ſtehenden Kabinetts mit Fehrenbach an der Spitze erfolgen
wird.

Groß-Bverliner 6tadtverordnetenwahl.
Berlin, 20. Juni. Jn 1468 Wahllokalen fanden heute

die Wahlen zur erſten Stadtverordnetenverſammlung und
v den Bezitksverſammlungen des neuen Groß-Berlin ſtatt.

ie Wahlbeteiligung war verhältnismäßig gering. Es dürf-
ten etwa 55 bis 60 Prozent der Wähler ſich beteiligt haben.
Zu Zwiſchenfällen iſt es nirgends gekommen. Ueberblick über
das Ergebnis der Wahlen iſt vor morgen mittag ſchwerlich
zu erlangen.

Die Zuſtände in Ludwigshafen.

Frankfurt a. M., 19. Juni. Die „Frankfurt. Ztg.“
meldet aus Ludwigshafen: Soeben wird dem Eiſenbahn
perſonal auf Befehl der franzöſiſchen Behörden von der
Eiſenbahndirektion bekanntgegeben, daß es ſür die franzöſiſche
Behörde in Pflicht genommen ſei und bei Verweigerung des
Dienſtes vors Kriegsgericht geſtellt werden würde. Auch
auf die ſtädtiſchen Beamten iſt dieſe Maßregel ausgedehnt
worden. Seit der Verfügung der Jnteralliierten Hohen
Kommiſſion vom 14. Oktober 1919 war das deutſche Eiſen
bahnperſonal nicht mehr requiriert und hatte nur Befehle
für militäriſche Zwecke zu befolgen.

Der vor mehreren Monaten von den Franzoſen in der
badiſchen Anilin- und Sodafabrik wegen angeblichen ſchweren
Diebſtahls und Plünderung während des Krieges in Frank
reich verhaftete Diplomingenieur und Hauptmann der Reſ.
Jmhof iſt als völlig unſchuldig dieſer Art aus der Unter
re baſt in Lille entlaſſen worden und hierher zurück
gekehrt.

Zzeitfreiwillige Studenten als Mörder.
Marburg. (WTB.) Jm Marburger Kriegsgerichtsprozeß

wurden ſämtliche Angeklagten freigeſprochen. Das Gericht er
kannte an, daß die Zeugen Barts, Arnold und Frau Wolf belei-
digt und mißhandelt worden ſeien. Dafür kämen nur der Ange-
klagte Goebel und weitere Zeitfreiwillige in Betracht, die nicht
unter den Angeklagten ſeien. Die Feſtſtellung dieſer Tatſachen
wäre Auſgabe eines weiteren Verfahrens.

Auf dieſen Ausgang einer Kriegsgerichtsverhand-
lung konnte man ſchon eingerichtet ſein. Die Ausſagen ergaben
eben, daß die 15 Ermordeten auf der Flucht erſchoſſen wurden, wie
in allen anderen Fällen. Trotzdem die Leichen dicht an der Straße,
faſt auf derſelben lagen. Man kann ſich den Vorgang alſo ſchon
ſelbſt ausmalen.

Dieſer Ausgang des Mordprozeſſes von Thal beſtätigt den Ein-
druck, den weite Kreiſe des Volkes ſeit Jahr und Tag in ſteigen-
dem Maße gewonnen haben: das Rechtsbewußtſcin wird durch
Gerichtsurteile wie das vorſtehende h abgetötet. gerade
zu ermordet, wie die Arbeiter von Mechterſtedtl
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Re Zeilnahme um der Regierungsbildung.

Die „Voſſiſche Zeitung“, der Einpeitſcher der reaktio
nären Preſſe, hat das Stichwort ausgegeben, die Sozial
demokraten verfolgten mit ihrer Nichtbeteiligung an der
Regierungsbildung genau dieſelbe Politik, die ſie den Un
abbängigen e ſchweren Vorwurf machten; die Rechts
Be r ſofort hinzu, die Demokraten täten dasſelbe, was
ie „Voſſiſche Zeitung“ den Mehrheitsſozialiſten vorwärfe.

Die Demokraten mögen ihre Sache ſelbſt führen, für die
Sozialdemokraten liegt die Sache überaus einfach: Sie be
teiligen ſich an der Regierungsbildung nicht zum Spaß oder
aus Laune, ſondern um beſtimmte Forderungen der Arbeiter
durchzuſetzen. Das iſt in erheblichem Umfange gelungen, ſo
lange hinter den ſozialdemokratiſchen Miniſtern 165 Abge
ordnete ſtanden. Trotzdem hat die Wahl ergeben, daß ein
erheblicher Teil der Arbeiterwähler mit den Erfolgen der
Koalitionspolitik noch nicht zufrieden war und deshalb ſtatt
mehrheitsſozialiſtiſch u gewählt hat. Jetzt ſtün
den hinter den ſozialiſtiſchen Miniſtern nur noch 100 bis
112 Abgeordnete, und der Einfluß der Sozialdemokratie
wäre deshalb erheblich geringer. Zudem beſäße die alt
Koalition keine Mehrheit und wäre auf die Hilfe der Baw
riſchen Volkspartei oder der Deutſchen Volkspartei ange
wieſen. Mit dieſen Parteien ſteht die Sozialdemokratie im
ſchärfſten Gegenſatz: Die Volkspartei will eine möglichſt weit
ausgedehnte u ä Kapitalherrſchaft, die Sozial
demokratie die allmähliche Fortbildung der Wirtſchaft zur
ſozioliſtiſchen Gemeinwirtſchaft: die Volkspartei predigt
nationale Gewaltpolitik, die Sozialdemokratie Völkerver-
ſtändigung und ifismus, die Volkspartei erſtrebt als
letztes politiſches Ziel die Wiederherſtellung der Monarchie,
die Sozialdemokratie hat die Monarchie beſeitigt und hält
das für ihr bisher größtes Werk. Aber ganz abgeſehen
von alledem, jede neue Wierpng die infolge des e
ausfalles auf die Volkspartei Rückſicht nehmen mü
müßte viel weiter nach re gerichtet vorgehen, als die
alte Koolitionsregierung. Dabei würden die Arbeiter
wähler alleſamt nicht mitmachen, und die Soialdemokratie
entſpricht deshalb dem Willen und Auftrag ihrer Wähler,
wenn ſie ſich gegenwärtig von der er urückhält.Sie iſt durch das Anwachſen der äußerſten echten und
äußerſten Linken zu ſchwach geworden, um er die Arbeiter
noch ſo viel herausholen zu können, daß ſie die Teilnahme an
der Regierung lohnte.

Ganz anders ſteht es bei den Unabhängigen. Die
U. S. P. iſt durch die Wahl vom 6. Juni ſehr groß und
ſtark geworden, und ſie hätte es in der Hand, eine linksge-
richtete Koalition herbeizuführen. Sie könnte n.
mit den Mehrheitsſozialiſten und den Arbeitern im Zen-
trums- und Demokratenlager eine Regierungsmehrheit zu
ſchaffen, ein Miniſterium zuſammen zu ſetzen; ſie könnte auch,
wenn ſie wollte, im beſchränkten Umfange Unternehmer-
intelligenz aus den bürgerlichen Parteien gewinnen und durch
das Schwergewicht der 195 Sozialdemokraten im Reichstag
dafür ſorgen, daß die Kapitalsintereſſen nicht etwa domi
nieren.

Statt deſſen erklärt die U. S. P., daß ſie die „verbür
lichten Scheinſozialiſten als „Totfeind“ anſieht. „Eine
Koalition mit den Rechtsſozialiſten käme für uns nicht in
Betracht“, erklärt der Zentralvorſtand der U. S. P., „ſo
lange die rechtsſozialiſtiſchen Gewerkſchaftsſührer mit ihrer
Politik der Arbeitsgemeinſchaften der kapitaliſtiſchen Pro-
duktion goldene Brücken bauen, ſolange die politiſchen
Führer an der formalen Demokratie und an der Koalitions
politik feſthalten. Erſt eine klare unzweideutige Abwen
dung der Rechtsſozialiſten von ihrer ſchwächlichen und un
fruchtbaren Reformpolitik und ein Bekenntnis zu dem
Programm des revolutionären Sozialismus könnte unſere
Partei veranlaſſen, dem Gedanken einer Koalition mit der
rechtsſozialiſtiſchen Partei näher zu treten.“

Solange alſo die Sozialdemokraten Demokraten blei
ben und nicht Gewalt- und Diktaturſchwärmer werden, ſo
lange die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaftsführer ſich ehr-
lich zu dem bekennen, was die unabhängigen Gewerk-
ſchaftsführer auch tun und was bei dieſen die „Freiheit“
taktiſche Elaſtizität und Notwendigkeit des Verhandlungs-
betriebes nennt, ſolange wird die U. S. P. jede Koalition
ablehnen. Solange wird ſie die Kraft der 4 Millionen
Arbeiterſtimmen und der 81 Mandate, über die ſie verfügt,
hrach liegen laſſen und dadurch im Reichstag der Rechten, die
gern regieren will, die Macht in die Hand ſpielen. Aus-
ſchließlich an der U. S. P. liegt es, daß es ohne Deutſche
Volkspartei keine Regierungsmehrheit im Reichstag mehr
gibt. Ausſchließlich die U. S. P. hält Heinze, Kardorff und
Streſemann die Steigbügel. Wir können nichts daran än
dern, daß die U. S. P.-Politik die Volkspartei zu einem un
vermeidlichen Regierungsfaktor macht. Wir können blos
Angeſichts dieſer Tatſache erklären, daß die Obſtruktion der
U. S. P. uns die Kraft nimmt, ohne Volkspartei zu regie
ren und daß deren reaktionär-kapitaliſtiſches Programm
uns verbietet, mit ihr zu regieren

Die Wähler werden zu entſcheiden haben, ob ſie dieſes
Ergebnis gewollt haben, als ſie am 6. Juni die U. S.
ſtärkten. Die prinzipielle Abſtinenzpolitik, die ndſätzli
Selbſtbeſchränkung der U. S. P. auf Reden kritiſieren und
ichimpfen, iſt ebenſowenig mit der bitteren Notwendigkeit



der Sozialdemokratie gleichzuſetzen, aus der Regierung fortubleiben oder mit der Volkspartei ſamen n ſie wie
ie ewig irrlichternde „Voſſiſche Zeikung“ mit einem demo-

kratiſchen Blatt zu vergleichen.

Die Landtagswahlen in Mecklenburg.
Das „Volksblatt“ macht am Sonnabend einen S

e

komiſch wirkenden Verſuch, die Niederlage der U. S.
bei den Landtagswahlen wegzurechnen. ürde es d
Stimmenzahl der Reichstagswahlen am 6. Juni und die
der Landtagswahl am 13. nebeneinander ſtellen. ſo würden
ja die Leſer ſehen, daß alle Parteien einen Stimmenrück-
gang zu verzeichnen hatten. darunter die U. S. P. einen
ſolchen von 36 062 auf 24 567, alſo um über 11 000, während
nur unſere Partei die Stimmenzahl ſteigerte, von 119 823
auf 128 473, alſo um über 8500. Das konnte alſo ſelbſt das
„Volksblatt“ nicht umkrempeln, deshalb wird es wieder in
holder Scham unterſchlagen, und es wird die Stimmenabgabe
von der Nationalverſammlungswahl mit der Landtagswahl
verglichen. Aber beileibe nicht unſere Stimmen, ſondern
n ſchöner Verquickung mit den demokratiſchen Stimmen und
zie Sache wird damit ſo gedreht, als ob wir einen demo-
ratiſchen Sieg konſtruiert hätten. Das iſt uns natürlich
richt eingefallen, das „Volksblatt“ weiß das auch ganz genau,
ber was macht man nicht alles, um ſich aus einer ver-
zwickten Lage herauszuſchwindeln.

Wir wollen nur noch einmal konſtatieren, daß der Ver
gleich der Reſultate von den Wahlen am 6. Juni und am
13. eine deutliche Abſage der unabhängigen Wähler an die
n dieſer Zeit geübte Taktik dieſer Partei ergiebt. Das
läßt uns frohen Sinnes der ſchweren Zukunft entgegen-
jehen,

Unabhängige Unverfrorenheit in Anhalt.
Unſere Leſer wiſſen aus unſeren Berichten, daß die

Anabhängigen dort, wo ſie Veranwortung übernehmen müſ-
ſen. Himmel und Hölle in Bewegung ſetzen, die Hilfe un-
ſerer Partei dabei zu erlangen. Wir brauchen nur auf
Bremen und Braunſchweig hinzuweiſen. Anders iſt es dort,
wo ſie es trotz aller Demagogie nicht ſo weit gebracht haben,
wie jetzt bei den Landtagswahlen in Anhalt. Die S. P. D.
errang 13 Mandate, die U. S. P. D. 6. Das hielt ſie nicht
ab, bei einer zu bildenden rein ſozialiſtiſchen Regierung
eine paritätiſche Beſetzung des Staatsrates zu fordern. Na
türlich konnten darauf unſere Genoſſen nicht eingehen, wir
bringen ihre Begründung der Ablehnung nach einem Be-
richt in der Bernburger Volkswacht“:

„Der Forderung nach Bildung einer rein ſozialiſtiſchen
Regierung ſtimmen wir grundſätzlich zu, wenngleich auch zu
bedenken iſt, daß die fetzt erreichte geringe ſozialiſtiſche
Mehrheit von nur einer Stimme nicht als Dauerzuſtand an
geſehen werden kann und deshalb die Gefahr nicht von der
Hand zu weiſen iſt, daß bei den nächſten Wahlen ſich eine
bürgerliche Mehrheit ergeben könnte und daß dann als kon
ſequente Folge der rein ſozialiſtiſchen Regierung eine rein
bürgerliche Regierung entſtehen könnte und damit die ſozia-
liſtiſchen Arbeiter von der Benutzung der Staatsgewalt aus-
geſchloſſen ſein würden. Unannehmbar dagegen iſt die For-
derung. daß die Unabhängige Sozaliſtiſche Partei ebenſoviel
Mitglieder zum Staatsrat zu ſtellen haben ſoll wie die So-
zialdemokratiſche Partei. Die Erfüllung dieſer Forderung
würde den demokratiſchen Gepflogenheiten widerſprechen,
eine nicht zu rechtfertigende Zurückſetzung der Sozialdemo-
kratiſchen Partei bedeuten und bei geſchloſſener Abſtimmung
nach Parteizugehörigkeit zu Stimmengleichheit, d. h. zur Un
entſchiedenheit führen.“

Zur Frage der Parität bei der Vertretung im Staats-
rat ſtellte ſich nämlich bei der Verhandlung heraus, daß
dieſe Forderung ſchon darum undurchführbar ſei, weil die
Unabhängigen gar nicht in der Lage wären, die entſprechen-
den Perſonen zu ſtellen. Jhre Fraktion ſtellt im ganzen
6 Abgeordnete. Nachdem 3 davon in den Staatsrat ein-
etreten wären, einer in das Präſidium, blieben ihnen über-

t upt keine Sprecher im Plenum und für die Kommiſſionen.
Nun zieht natürlich das „Volksblatt“ wieder über den

Verrat der Rechtsſozialiſten her, wie weit hinter ihrem
großen Maule der Wille zur ernſten Arbeit ſteckt, haben ja
ihre Parteigänger in Braunſchweig bewieſen, ſie wollten
ohne unſere Hilfe kein Kabinett bilden. Sie wollten ihre
Verſprechungen nicht realiſieren und unſere „Halleſchen“
würden es auch ſo machen.

Jntereſſant iſt auch, was unſer Bernburger Partei-
organ zu anderen aufgeſtellten Programmpunkten ſagt.

Aet öchandſel.
Roman von Ludwig Anzengruber.

(66. Fortſetzung.)

Das mochte ſchier wahr ſein. Da liefen alle, denen es
die Jahre erlaubten, und die noch rüſtig waren, die Gaſſe
hinunter, die anderen haſteten hinterher nach, und ſie keuch-
ten die Stufen nach dem Kirchhofe hinan; oben angelangt,
ſahen ſie einen feurigen Streif von der Straße nach einem
ſchmalen Fahrwege ablenken, der im Rücken der Kirche nach
der Höhe führte.

Der Kirchendiener ſtand erwartend unter dem Gitter-
tore des Friedhofes, die ſchwarze, eiſenbeſchlagene Tür der
der Leichenkammer war ſperrangelweit offen, und der dunkle
Raum gähnte von der Kirche her, manchmal zuckte in dem-
ſelben der Schein eines ſchwachen Oelflämmchens auf.

Der Wagen des Bürgermeiſters kam angefähren, man
ſah bei dem Lichte der Fackeln zwei verhüllte, formloſe
Maſſen darauf liegen.

Ein paar Männer faßten an und hoben einen der Kör-
per von dem Fuhrwerke, ſein Gewicht machte ſie wanken, noch
zwei andere ſprangen zu.

„Der nimmt's noch als tot mit mehreren auf,“ murmelte
einer der Träger.

„Der Leutenberger,“ flüſterte es in der Menge und dieſe
wich ſcheu zurück. So trug man den Toten vorbei an den
Gräbern, durch die Pferdedecke ſickerte Blut und zeichnete
den Weg; ſie legten den Leichnam auf einen Schragen und
am Kopfende flackerte das müde Licht. Als die Träger her-
austraten, ſchloß der Kirchendiener die Tür ab.

„Und der andere? Was geſchieht mit dem anderen?“
ſo ftagten ſich alle und einer ſtellte auch dieſe Frage an den
Bürgermeiſter. 4

„Es möchte vielleicht ein Fürchten in der Gemeinde ſein,“
ſagte der, „wenn man einen ſolcherweiſ' Geſtorbenen nacht-
über im Orte wüßte. Wir ſind übereingekommen, ihn alsfort
nach Langendorf zu ſeinen Eltern zu überführen. Jch habe
es mit dem Mitteregger beſprochen, der kennt die Leute
gut, der nimmt es auf ſich und bringt ihn hin.“

Da zupfte Everl die Großmutter am Rocke und ſagte
leiſe: „Gtoßmutter, ich möchte mit, morgen bin ich ſchon

Wir führen nur den einen an. nämlich die Verſorgung der
Berdrrg mit Lebensmitteln.

„Die Forderung nach Verſorgung der Bevölkerung mit
billigen Lebensmitteln machen wir auch zu der unſerigen.
Es wird nur ſehr die Frage ſein. wie das praktiſch verwirk-
licht werden kann. Wenn von den Unabhängigen verlangt
wird, daß hierzu Staatsmittel zur Verfügung geſtellt wer-
den ſollen, ſo möchten wir nur daran erinnern, daß die
„Wahrheit“ in einem Artikel dieſe Maßnahme als Volks
betrug kennzeichnete, weil die Steuerzahler letzten Endes
dieſe Mittel wieder aufbringen müßten. ferner die
Verbilligung durch Ausſchaltung des Zwiſchenhandels er
folgen ſoll, ſo unterſchreiben wir dies auch, ſind aber der
Meinung, daß dies unmöglich durch ein Geſetz von oben ge
ſchehen kann, ſondern. daß da die Selbſthilfe durch Ausbau
der Konſumgenoſſenſchaften nur Erfolg haben kann. Kon-
ſumgenoſſenſchaften mit Eigenproduktion ſind auch eine wirk-
ſame Selbſthilfe gegen die verteuernde Umſatzſteuer. Wie
die Uebernahme des geſamten Handels durch die Kommunen
praktiſch durchgeführt werden ſoll, und was dazu für ein
rieſiger Verwaltungsapparat benötigt würde, könnte erſt er
ſchreckend klar in die Erſcheinung treten, wenn man an die
Verwirklichung dieſer Forderung ſchreiten würde Das ſchließt
allerdings nicht aus, daß als Uebergangsſtadium die Ver-
ſorgung mit Milch und ähnlichen Nahrungsmitteln durch die
Gemeinden in großzügiger Weiſe organiſiert werden müßte.

dem
Deutſchen Schußbund

Annahmeſielle:

Verlag der Volksſtimme,
Große Ulrichſtraße 27.

Die Bekämpfung des Wuchers mit Hilfe der Lebensmittel-
kontrolleure hat ſich nach den bisherigen Erfahrungen als
nicht durchführbar erwieſen. Die ungebeuren Beamtenheere,
die dazu nötig wären, um eine wirklich ſcharfe Kontrolle zu
handhaben. würden die Schultern der Steuerzahler bis zur
Unoerträglichkeit belaſten. Und eine abſolut ſichere Garantie
dafür. daß wirklich jeder Lebensmittelkontrolleur dieſes Be
amtenheeres ein unbeſtechlicher Menſch ſei. kann keiner
geben (z. B. der unabhängige Bürgermereiſter von Hett-
ſtedt. D. Ped.) Das find zwar alles Forderungen, die auf
den erſten Blick blenden, die aber in dem Augenblick, wo man
ſie in die Tat umſetzen möchte, und gzzwungen iſt. ſie nicht
vom Standpunkte des Agitators. ſondern des Praktikers zu
preiſen, wie Seifenblaſen zerplatzen.“

Volksentſcheſd in Preußen.
Der Verfaſſungsausſchuß der Preußiſchen Landesverſammlung

beriet eingehend die Fragen des Volksbegehrens und Volksent-
ſcheides und ſetzte zur Formulierung der Beſchlüſſe einen fünf
gliederigen Unterausſchuß ein Grundſählich wurde der Beſchluß
gefaßt, den Volksentſcheid guf Erſuchen von einem Zwanzigſtel
der Wähler ſtattfinden zu laſſen. Bei Gelegenheit eines demokra
tiſchen Antrages, die Unabhängigkeit der Richter auch in der
preußiſchen Verfaſſung noch ausdrücklich feſtzulegen, entſchied ſich
der Ausſchuß dahin, die Gegenſtände, die in der Reichsverfaſſung
bereits endgültig erledigt ſind, in der preußiſchen Verfaſſung
nicht noch einmal zu berühren.

Man will zunächſt in eine Generaldebatte über eine etwaige
Zweite Kammer (Finanzrat) und den Staatspräſidenten ein
treten.

Ebert an die Reichsmarine.
Berlin, 17. Juni. Die Märzunruhen und ihre Folge

erſchinungen hatten in der Marine zu ſcharfen Gegenſätzer ge
führt und die Erhaltung der uns gebliebenen Wehrkraft zur See
ernſtlichſt in Frage geſtellt.

Mit Befriedigung habe ich daher die Meldung des Reichs
wehrminiſters empfangen, daß am 31. Mai, dem Jahrestag der
Seeſchlacht vor dem Skagerrak, die Offiziere, die nach g.
der Vorgänge als unbelaſtet befunden worden ſind, den ihnen
zufallenden Dienſt ordnungsmäßig wieder aufnehmen konnten.
Damit iſt die militäriſche Ordnung in der Marine, wie ſie die
geſetzlichen Beſtimmungen und die Organiſationsvorſchriften ver-
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Allen denen, die in d ver An treu zur Reichsn n en Tagen ruhenverfaſſu und zur verfſaſſungsmäßi ein d penen die ſich Sang ven FWynuny
n der Marine und um die Weiterführung der chäfte inder Zwiſchenzeit bemüht haben, ſpreche ig' giermit den des

et jeder e iſt in unbedingter Verfaſedes einzelnen es nu u ngterſungstreue, in ſelbſtloſer Hingabe an da Voll nze und unter
Bei eiteſtellen alles Trennenden redlich mitzuwirken, daß treue

alle A örigen undKamerad

Teile der e a
niſſe in der Marine iſt Sache des Reichswehrminiſters und der
von ihm eingeſetzten Dienſtſtellen. Mit der Einrichtung der
Marinekammer iſt allen Marineangehörigen, namentlich in wirt
ſchaftlichen und ſozialen Fragen, Mitwirkung gewährleiſtet.

Vereine von Offizieren, Deckoffizieren, Unteroffizieren und
Mannſchaften müſſen u Einwirkung auf militär-dienſtliche
Angelegenheiten enthalten.

Der Dienſt in der Marine t freiwillig. Wer den Dienſt
auf ſich nimmt, muß aber die Pflichten, die ihm Seitgſſung, Ge
ſetze und D nſtordnung auferlegen, gewiſſenhaft erfüllen.

So fordere ich alle Offiziere, Deckoffiziere, Unteroffiziere und
Mannſchaften auf, die Reihen zu ſchließen zu treuer Mitarbeit
am Wiederaufbau der Marine zum Beſten des Vaterlandes und
ſeiner Zukunft.

ez. Dr. Geßler.gez. ert. gi Erla i latte bat geh en ehe
Unruhen im Trentino.

Zürich, 18. dal Aus Bozen wird der „Neuen Züricher
Zeitung“ gemeldet, daß die Unruhen im Trentino fort-
dauern. Ambileno wurden zwei Kaſernen durch Auf-
ſtändiſche beſchoſſen. Jn Brentonico erſtürmten die Auf-
rührer das Rathaus und verjagten den königlichen Kommiſ-
ſar. Jn Rovereto riſſen ſie die Trikolore vom Rathaus
heruntet. Jn Trient hat es vier, Tote gegeben.

er

Aus dem ötadtkreis.

Halle 21. Juni 1920.

Molf Thiele zum Landrat ernannt.
Gen. Ad. Thiele, der ſolange ſchon das Amt des Landrats für

den Saalkreis kommiſſariſch verwaltete, iſt nun endgültig zum
Landrat ernannt, trotz des unbeſchreiblich brutalen Auftretens der
unabhängigen Kreistagsmehrheit gegen ſeine Perſon. Wir freuen

daß ſich die preußiſche Regierung dadurch nicht hat irre machen
aſſen.

Als uns Gen. Thiele geſtern ſeine Ernennung mitteilte, da

der darüber nun im Volksblatt“ erſcheinen wird. Wie ein Mene
tekel an weißer Wand leſen wir da ſchon den allerſchwärzeſten
Verrat unſerer letzten demokratiſchen Grundſätze, dem nun die
vollſtändige Auflöſung unſerer Partei folgen wird. Wir fühlten
ſchon die flammende Entrüſtung aus dem Artikel ſprechen, mit
der man ſich an die mißachtete Volksſeele wendet, denn dieſe hatte
ja durch den Mund der unabhängigen Kreistagsdelegierten einen
Herrn Driebuſch vorgeſchlagen. Aber neben dieſem Dokument der
Empörung erhob ſich vlötzlich in voller Glorie der Sonnabend
Aufruf im „Volksblatt“ mit der Ueberſchrift: „Warum geht
die U. S. P. D. nicht in die Regierung?“ Und da
leſen wir:

„Was könnten einige unabhängige ſozialdemokratiſche Mini
ſtets etwa auf dem Gebiet einer energiſchen Sozialiſierung
oder der Enteignung des Großgrundbeſitzes durchſetzen,
wenn ſie in einem Kabinett ſäßen, in dem die Me rheit der
Miniſter Verfechter und Helfershelfer der kapitaliſtiſchen Au
beutungswirtſchaft und des kapitaliſtiſchen Privateigentum

nd?s Wie könnten einige unabhängige ſozialdemokratiſche
Miniſter tatkräftig an die Entwaffnung der Gegen
revolution gehen, wenn ihnen Miniſter aus Parteien in die
Arme fallen, die der Bewaffnung der Arbeiterklaſſe den wütend
ſten Widerſtand entgegenſtellen?

Wie könnten einige unabhängige ſozialdemokra-
tiſche Miniſter etwa für die Erweiterung der Arbeiter-
rechte, für die weitgehendere Dauer der Betriebs
räte, für ſozialpolitiſche Maßnahmen wirken, wenn die Mehr
heit ihrer Miniſterkollegen für Antiſtreikgeſetze, für Verlänge

langen, wieder hergeſtellt.

wieder heim, aber jetzt möchte ich mit, er hat ja ſonſt gar
niemand.“

Der Mitteregger und ſein Knecht banden den Leichnam
mit Stricken an dem Wagen feſt, „damit es ihn beim Fahren
nicht zu ſtark werfe“. Da trat die alte Fehringer hinzu.
„Täteſt du mir wohl den Gefallen und nähm'ſt die Everl
mit? Sie tät' gern für den beten.“

„Warum nicht?“ ſagte der Mitteregger und knüpfte den
letzten Knoten. „Soll ſie mit, was das Dirndel will, iſt
chriſtlich, es gilt fürs Totenbeſtatten und iſt ein barmherzig
Werk. Komm' nur!“ Er hob das Mädchen auf den Wagen,
der ſich alsbald in Bewegung fetzte.

Sie fuhren ziemlich raſch dahin, erſt durch einen finſtern
Wald, dann auf einer endloſen Straße. Der Mitteregger
lenkte die Pferde und der Knecht hielt eine brennende Fackel;
die düſtere, gelbe, rauchende Flamme warf unbeſtimmte, wir-
belnde Schatten in die Büſche und auf die Wege, zu Häup-
ten der Leiche kniete das Kind, ein ſtarrer Arm ſtreckte ſich
aus der Decke gegen dasſelbe, dieſe kalte Hand hielt es
loſe in ſeiner kleinen, lebenswarmen Rechten und mit der
Linken griff es manchmal nach den Stricken, 5b dieſe auch
feſthielten und dabei nicht einſchnitten.

Der Morgen begann zu grauen, der Knecht tat die Fackel
aus, immer noch fuhren ſie weiter, und da kamen ſie an
dem Reindorferhofe vorüber, da waren die Fenſter ver-
hangen, und durch die dunklen Tücher ſah man den gelben
Schein von vielen Lichtern, der Mirteregger wies mit der
Peitſche danach und ſagte: „Da drinnen haben ſie auch
ein Totes!“

Und dann fuhren ſie noch ein Stück Weges, und es
ward bereits heller am Himmel, ſie bogen um eine Ecke,
ganz nahe ſtand eine Mühle, und als ſie auf dieſelbe zu
lenkten, rauſchte das Waſſer, das Rad begann ſich zu drehen,
und es klapperte luſtig durch das Tal. Da wurden die bei-
den Männer völlig kleinlaut.

Der Wagen hielt vor dem Hauſe, der Mitteregger ſchwang
ſich vom Sitze, nun wird er die Eltern herbeirufen,
da drückte das Mädchen die Hand des Toten, ſtieg eilig
herab und verbarg ſich hinter ein Gebüſch.

Der Mitteregger ſtand an dem Hauſe und ſah durch ein
Fenſter in die Stube, dann klopfte er an die Scheibe.

Jnnen horchte der Müller aus. „Lois, ich glaub', es iſt

rung der Arbeitszeit und Abbau der Löhne eintreten?“

Die Müllerin nickte froh. „Der Florian wird es ſein.
Er war es!

(Fortſetzung folgt.)

Keine plin
Der Nationalökonom Dr. Max Weber, velchet

erſt ſeit 7 Monaten an der Univerſität München als Nah
folger Lujo Brentanos wirkte, iſt dort am 14. Juni e
Ein en rührigſten Geiſtes, der, im Lager der v
e V r en n de der len ete eitet hat, iſt m m ngegangen. Er wua Berlin als Sohn des Stadtrats Max Weber oren und hat
auch hier ſtudiert. Von ſeinen Arbeiten ſind beſonders bekannt
geworden „Unterſuchungen zur Geſchichte der Handelsgeſellſchaf
ten im Mittelalter“ und „Die römiſche Agrargeſchichte in ihre
Bedeutung für Staats und Privatrecht“. Eines ſeiner letzten
und bedeutendſten Werke, die „Wirtſchaftsethik der Weltreligio
nen“ (1915) bietet eine Typiſterung der gro Religionen
ihrer wirtſchaftspſychologiſchen Bedeutung.

Stadttheater. Heute, Montag, abends 74 Uhr, wird de
Luſtſpiel „Jm weißen Röß'l“ gegeben. Dienstag, abends 7*
Uhr, „Die Bürger von Calais“. Mittwoch bleibt das Theateeggloſen Donnerstag, abends 6 Uhr, in neuer Einſtudierun
„Die Meiſterſinger von Nürnberg“. Freitag, „Emiliag Galo
von Leſſing. Sonnabend, abends 6 Uhr, im Mittwoch Abonn
ment, „Die Meiſterſinger von Nürnberg. Sonntag nachmitta
Volksvorſtellung, „Flachsmann als Erzieher“. Sonntag aben
„Das Dreimäderlhaus“.

Am Sonnabend, den 19., mußte infolge Streiks des Eleh
trizitätswerkes die Aufführung „Der Zigeunerbaron“ ausfalle
Die zu dieſer Vorſtellung gelöſten Eintrittskarten werden
Sonnabend, den 26., an der Kaſſe des Stadttheaters gegen
ſtattung des Betrages zurückgenommen. Leider hat dieſe Unte
brechung ebenſo wie der Ausfall der Mittwoch Aufführung
26. (Hauptprobe zu Meiſterſinger), einige Umlegungen in
Abonnementstagen zur Folge gehabt. Die am 28. fälligen Mit

Stammkarten berechtigen zum Eintritt am Sonnabend,
26. Juni (Meiſterſinger). Ferner erhalten die DienstagSta
kartenbeſitzer ſtatt der Vorſtellung am 29. eine Aufführung
Afrikanerin“ mit Osar Bolg als Vasco de Gama am Mont

den 28. Juni. Die urſprünglich für Montag, den 28., ange
Meiſterſinger- Aufführung findet am Dienstag, den 29. Jan
Karten auch zu dieſer Vorſtellung ſind ausnahmsweiſe bere

jemand außen.“

e eben ocs
an der Kaſſe erhältlich.

Danrf ar ſank z die Zurtat erfüllen, ſo muß ſie, feſtge m Jnnern, von dem ein
müt Willen beſeelt ſein, ſich rückhaltlos der verfaſſungsmäßi-gen Kegiern unterzuordnen. Die lung der Dienſtverhält-
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Preßkommiſſion. Mittwoch abend 6 Uhr in der Buch

handlung „Volksſtimme“, Gr. Ulrichſtr. 27, wichtige

Wir fragen nun weiter: Was kann ein unabhängi-
ger Landrat auf dem Gebiet der Verwaltung
tun, was kann er da der Arbeiterſchaft nützen
unter einer vollſtändig bürgerlichen Regie-
rung, und noch dazu ein Landrat, wie ihn Herr
Driebuſch abgeben würde?“ Das Verhalten der Un
a anaigen nach den Wahlen hat ja gezeigt, daß es ihnen ledig-
lich um Theaterdonner zu iun iſt, wenn ſie dann unter ungeheuren
Mühen und Geldopfern ſeitens der Arbeiterſchaft eine Poſition
errungen haben, dann liefern ſie dieſelbe freiwillig der Reaktion
aus. Wir wiſſen, daß Gen. Thiele an ſeiner Stelle, auch unter
dieſen ſchweren Verhältniſſen, doch noch Erſprießliches für das

affende Volk leiſten wird. Er iſt der Mann danach, aber nicht
fejenigen Anhänger der U. S. P., die kaleidoſtopartig in allen

Farben-ſchillern.
Wir fragen aber weiter: Was können die beiden

unabhängigen Landräte Rauteund Kaſparekfür
die Arbeiterſchaft tun. Sie find doch noch viel
machtloſer als ein unabhängiger Miniſter Wir
wünſchen eine Antwort, aber nicht wie aus einem Jrrenhauſe.

Sitzung des Haushaltsausſchuſſes vom 19. d. Rts.

Betriebseinſchränkung und Monatskarten der Straßenbahn.

Auf Vorſchlag der Straßenbahndeputation wurde beſchloſſen,
anſtatt der Monatskarten zu 30 Mk. für drei Teilſtrecken und zu
50 Mk. für alle Strecken eine einheitliche Monatskarte zu 40 Mk.
für alle Strecken einzuführen.

Bei dieſer Gelegenheit ſetzte eine lebhafte Ausſprache ein, we
gen der in Ausſicht genommenen Betriebseinſchränkung der
Straßenbahn, die leider auch die alsbaldige Entlaſſung von etwa
70 Arbeitern zur Folge haben wird. Durch dieſe Betriebsein-
ſchränkung ſoll das jetzt vorhandene Defizit von e 2 700 000
Mark auf 1 350 000 Mark vermindert werden. ährend Vertre-
ter des unbedingt an der Einſchränkung des Betriebs
feſthielten, herrſchte jedoch vielfach die Anſicht, daß nur durch
wenn auch nur geringe Herabſetzung des Fahrpreiſes, Verbeſſe
rung der Verkehrsmöglichkeit, Erhöhung der Einkommensgrenze
für Wochenkarten von 4000 auf 10 000 Mk. pro Jahr, Einführung
von Teil bezw. Zonenſtrecken zu geringerem Fahrpreis, Straßen
bahnReklame, Ausvau des Straßenbahnnetzes und Einführung
des NachtGüterverkehrs das Straßenbahnweſen geſunden könne.
Es wurde daher beſchloſſen, den Magiſtrat zu erſuchen, nur die
unbedingt notwendigen Betriebseinſchränkungen vorzunehmen,
damit die geplanten ArbeiterEntlaſſungen auf das notwendigſte
Maß beſchränkt bleiben und die Verkehrsmöglichkeit nicht ver
ſchlechtert wird. Ferner möge der Magiſtrat eingehende Ermitte
lungen anſtellen und nach Anhörung der Straßenbahndeputation
eine alsbaldige Belebung des Straßenbahnverkehrs anſtreben.
Eventl. i man vor Experimenten nicht zurückſchrecken. Dem
geplanten Eigenbetrieb der Thaliaſäle wurde zugeſtimmt. Für
Bauarbeiten im Muſeum der Moritzburg wurden 14 000 Mk. be
willigt. Dem Antrage, 20 techniſche Sekretärſtellen mit Wir-
kung vom 1. April 1920 in techniſche Oberſekretärſtellen (künftig
Stadtbau und StadtbetriebsJngenieure) umzuwandeln, wurde
zugeftimmt. Der Penſionierung eines Feuerwehrmannes wurde
ebenfalls zugeſtimmt.

Gasabgabezeiten.

Die der ſtädt. Gas und Waſſerwerke gibt
bekannt. Die Gasabgabe erfolgt von Montag, den 21. Juni,
vormittags 11 Uhr ab wieder in den bekannten Abgabe-
Zeiten: 11—3 Uhr vormittags, 6--11 Uhr abends, 5--8 Uhr
morgens.

Konſlikt im Eiſenbahnbetrieb?
„„Aus Eiſenbahnerkreiſen wird uns geſchrieben Nach 324 monat-

lichen Verhandlungen zwiſchen den Eiſenbahnerorganiſationen
und dem früheren preuß. Eiſenbahnminiſterium wurde am 26.
März der preuß. heſſ. Tarifvertrag der Eiſenbahner abgeſchloſſen.
Wenn die damals erzielten Löhne den Teuerungsverhältniſſen
nicht im entfernteſten entſprachen, ſo wurden nach unendlich
ſchwierigen Verhandlungen beſondere Teuerungszuſchläge in der
Höhe von 60 bis 80 Pfg. pro Stunde nebſt einer Kinderzulage
von 20 Pfg. pro Std. als vorläufiger Ausgleich für den kommen
den Abſchluß des Reichslohntarifes aller Länder anerkannt.

Doch mit dem Geheimrats-Tücken iſt kein ewiger Bund zu
flechten. Seit dem 27. April ſpielen dieſe Herren am Verhand
lungstiſch der Reichseiſenbahnverwaltung dasſelbe va banque
wie der Eiſenbahndirektor Trambetag und deſſen Sekundant Ge-
heimrat Weihrauch bei den preuß. heſſ. Tarifverhandlungen. Die
jetzigen Forderungen der Eiſenbahnerorganiſationen für den ge
lernten Handwerker im 24. Lebensjahre pro Stunde 6 Mark
Einkommen in der erſten Ortsklaſſe als gerechtfertigt anzuer-
kennen, iſt nach ihrer Anſicht bedeutend zu hoch. Anſtatt, ſtrikte
an den Forderungen feſtzuhalten, iſt die Eiſenbahnverwaltung
mit einem Vorſchlag an die Eiſenbahnerorganiſationen heran-
getreten, der nicht nur lächerlich. ſondern herausfordernd und
provozierend wirken muß. 5.10 Mark in der erſten Ortsklaſſe
für Kolonnenführer-Vorarbeiter uſw., 3.10 Mark als Höchſtlohn
für die in Vorſchlag gebrachte ſiebente Ortsklaſſe ſoll nach An
ſicht der Regierungsvertreter den Hunger, die Not und das ſeit
Monaten beſtehende Elend unter den Eiſenbahnern beſeitigen.

Berechnet man nun die Löhne der Privatinduſtrie im Berg-
bau in Mitteldeutſchland, ſowohl wie in der Nieder und Ober-
lauſitz mit 260 Mark pro Woche und sſtündiger Schicht der Tex
tilarbeiter mit 240—280 Mark pro Woche, der Glasinduſtrie in
der Lauſitz ſogar mit 360-380 Mark pro Woche, ſo iſt es un
erhört, daß Vertreter der Eiſenbahnverwaltungen ſich ſyſtematiſch
auf ſtatiſtiſches Material bei den Verhandlungen ſtützen, welches
ſeit Monaten überholt iſt, da überall neue Tarifabſchlüſſe in der
Privatinduſtrie beſtehen. Es ſcheint, als ob die Verwaltungen
nach dem früheren Syſtem die Milliardendefizits auf Koſten
der Eiſenbahner zu decken ſuchen. Oder will man einen
allgemeinen Eiſenbahnerſtreik haben, um dann den neuen Putſch
deſtobeſſer inſzenieren zu können? Uns ſoll es recht ſein, der
Deutſche Eiſenbahnerverband als größte Eiſenbahnerorganiſation
Deutſchlands und der Welt hat jetzt endlich das Wort, die ge
ſtellten Forderungen von 4.50 Mark pro Stunde vom 18. Lebens-
jahr bis 6 Mark pro Stunde für das 24. Lebensjahr unbedingt
durchzudrücken. Dauerndes Verhandeln wie bisher iſt nichts
weiter wie ein Verſchandeln dieſer ganzen Verhandlungen. Es
wird endlich Zeit, daß die Oeffentlichkeit über dieſe Zuſtände
und die ſyſtematiſche Verhetzung die gegen die Eiſenbahner, wenn
e Forderungen geſtellt hatten, ünterrichtet wird, wenn die

v gezwungen ſind von ihren gewerkſchaftlichen Mitteln
Gebrau zu machen. Die Schuld fällt denjenigen zu, die mitPhraſen in Wort und Schrift und im Parlament s für die
de fenung der Eiſenbahner einſetzen und in den Kommiſſionen
des bürgerlichen Lagers ſich mit allen Mitteln gegen die Durch
führung ſträubten. Sie ſind ſchuldig, daß wie in den früheren
Jahren eine ſyſtematiſche Verelendungstheorie auf Grund der
chlechten Arbeiisbedingungen, Gehälter und Löhne unter denift was auch jetzt

berausa n Anſchein nach

rd. Darum v

Abſtimmung in Oſt und Weſtprenßen,
Der erſte Trupp der Abſtimmungsberechtigten für Oſt und

We am Sonntag Wiag 2 Uhr von Bahnhof K
abgefahren. Die Eiſenbahn hatte in entgegenkommender Weiſe
dem fahrplanmäßigen Zuge einen Sonderwagen beigegeben.

urz vor der Abfahrt des Zuges richtete der Vertreter der
vom hieſigen Verein der Oſt- und Weſtpreußen entſandten Depu-
tation einige markige Worte an die Abreiſenden, die als wackere

ioniere des Deutſchtums, ungeachtet aller Schwierigkeiten und
trapazen hinauszögen, um ihre deutſche Heimaterde zu vertei-

diegen; dadurch allen Abſtimmungsberechtigten ein leuchtendes
Beiſpiel zur Nacheiferung und allen anderen den Glauben an
Deutſchlands Wiederaufſtieg gebend. Die weiteren Ausführungen
gipfelten in dem Wunſche, daß den Landsleuten eine frohe Reiſe,

re rfolg bei der Abſtimmung und geſunde Heimkehr beſchie
en

m Anſchluß hieran, ſei noch erwähnt, daß die Zahl der für
die Sonderzüge am A4, 5. und 6. Juli zur Verfügung ſtehenden
Freifahrtſcheine ſich erheblich vermehrt hat und daß hierüber am
Dienstag abend 7 Uhr gelegentlich des für die Abſtimmungsberech-
tigten in der Saalſchloßbruauerei eigens veranſtalteten Familien
abends nähere Auskunft gegeben werden wird.

sozigldemokrutiſcher Ortzverein Halle.

(alte Partei.)

Am en den 22. Juni findet abends 734 Uhr im
St. Nikolaus, Nikolaiftraße, eine

außerordentliche Mitgliederverſummlung

mit folgender Tagesordnung ſtatt:
1. Vortrag: Die Reichstagswahl und die politiſche Lage.

Referent: Gen. Prof. Dr. Waentig.
2. Geſchäftliches.

Die geſpannten politiſchen Verhältniſſe erfordern, daß
alle Mitglieder zu der Verſammlung erſcheinen.

Mitgliedsbuch iſt zur Kontrolle vorzuzeigen.

Der ortJ. A.: R. Heine.

Die Sozialiſierung der Preſſe.
Ein ritt zur Sozialiſterung der „halliſchen Preſſe wurde

am Sonnabend in unſerer Stadt unternommen. Jnfolge des
Streiks der ſtädtiſchen Arbeiter im Elektrizitätswerk wurden
ſämtliche politiſchen Tageszeitungen, vom „Volksblatt“ bis zur
l eitung“, in der Hendelſchen Druckerei fertiggeſtelltFriedt rollte ein Blatt nach dem anderen über die Rotations-
maſchine. Uns wundert nur, daß der vorrevolutionäre Bruder
vom Harz ſo wenig um ſich beſorgt war. Wie leicht konnten
die Eiuggä" Blätter auf ihn abfärben. Jn früheren Zeiten hatte
er wenigſtens dieſe unausſprechliche Sorge um unſer Blatt des
öfteren undet, denn unſere Parteigenoſſen wiſſen, daß die
„Volksſtimme“ ſchon ſeit 14 Jahren bei Hendel gedruckt wird.

Es iſt aber noch ein weiterer Schritt zur Sozialiſierung in
Ausſicht geſtellt. Der ſoll beim nächſten Generalſtreik der
drucker ſtattfinden. Wie wir hören, wird erſter Punkt der auf-
zuſtellenden orgernszn der ſein, daß von allen Redakteuren in
a nur diejenigen drei Manuſkripte ſchreiben dürfen, die die

ſte Handſchrift aufweiſen können, alle übrigen müſſen ihre
Artikel ſelbſt ſetzen, die dann in einem gemeinſchaftlichen Blatte
veröffentlicht werden.

Die Schulſpeiſungen unterernährter Kinder.
u unſerer Notiz unter obiger Spitzmarke in Nr. 139 der

„Volksſtimme“ ſendet uns der Magiſtrat folgende Zeilen:
„Nach Verfügung der Quäker erhält jedes Kind, welches an

der Quäkerſpeiſung teilnimmt, ſeit dem 1. Juni d. J. ſtatt 34 Liter
nur 4 Liter Eſſen. Die beim Kochen zur Verwendung gelangende
Lebensmittelmenge iſt indeſſen dieſelbe; es wird nur weniger
Waſſer zugeſetzt. Jedes zur Speiſung zugelaſſene Kind hat dem
nach einen Anſprgch auf Liter Eſſen.

Die mit der Ausgabe betrauten Stellen ſind angewkeſen, unter
allen Umſtänden dieſe Mengen an die Schulen zu verausgaben.
Die Schulen leiſten üher die entſprechende Menge täglich Quittung
und ſind gebeten, für eine gerechte Verteilung der Speiſen Sorge
zu tragen.“

Der Streik der Arbeiter beim ſtädt. Elebtrizitätswerk
iſt geſtern mittag abgebrochen worden, nachdem eine Ver-
einbarung erzielt worden iſt. Halle atmete auf, als
geſtern abend wieder die Straßen der Stadt erleuchtet
waren. Die Gasproduktion war heute morgen jedoch noch
nicht auf voller Höhe. Jn einzelnen Stadtteilen machte ſich
ein recht geringer Gasdruck bemerkbar.

Ein Raubverſuch. Geſtern nachmittag wurde auf einem Feld-
wege in der Nähe des Gertraudenfriedhofes eine jugendliche Per-
ſon von mehreren jungen Burſchen angefallen, um ſie zu be-
rauben. Durch das Hinzukommen eines Arbeiters wurde der
Plan vereitelt. Ein Burſche konnte feſtgenommen werden.

Hamſterwaren. Jn letzter Nacht wurden in der Schulſtraße
drei Männer mit einem beladenen Handwagen beobachtet. Als
ſie die Polizeibeamten bemerkten, ergriffen die Männer, unter
Zurücklaſſung des Wagens, die Flucht. Der Wagen war mit
Seife, Zucker. Kuchen und einigen Paketen Kakao beladen.
Außerdem haben die Männer noch einige leere Säcke und zwei
Ruckſäcke zurückgelaſſen. Die Sachen ſind ſichergeſtellt.

Mit Leuchtgas vergiftet. Jn der Zeppelinſtraße verübte ein
Dienſtmädchen Selbſtmord durch Einatmen von Leuchtgas und
in der Kl. Klausſtraße ein Handelsmann durch Erhängen.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volks
kraft, Halle. Acker „Galgenberg“ Pächterverſammlung Diens-
tag, den 22. Juni 1920, abends 8 Uhr, in Koch's Gaſthof
zum Röderberg (Brunnenſtraße-- Reilſtraße Ecke).

Provin und Umgegend

Unterbezirk 2 Merſeburg.
Am Sonnabend, den 27. Juni, vormittags 9 Uhr

findet im Kaſino in Merſeburg eine Unterbezirkskonferenz
tatt. Jeder Ortsverein muß auf dieſer n
ein. Auch die Ortsvereine der Kreiſe Zeitz, Weißenfels,

Naumburg.
Tagesordnung:

1. Was lehrte uns die Reichstagswahl.
2. Organiſation, Agitation und Preſſe.
3. Geſchäftliches.

J Albert Müller, Vorſitzender.
Rietleben. Eine Razzia nach Spitzbuben und ſon-

A r ab. Es iſt geradezu unerhört, was hier die Woche Aber
geſtohlen wird. Unter den feſtgenommenen Dieben kann man vor
allem ſolche Elemente ſehen, die auch anläßlich des KappPutſche
eine wenig erquickliche Rolle ſpielten.

GroßAmmendorf. Ergebnis der Gemeindever-
treterwahl. Nach einer uns ſoeben zugegangenen Meldung
ſind bei den geſtrigen Gemeindevertretexwahlen im ganzen 4924
Stimmen abgegeben worden. Die Wahlbeteiligung hat gegen
über der Reichstagswahl erheblich abgenommen. Die vereinigte
bürgerliche Liſte (Demokraten mit Deutſchnationalen Hand in
Hand) erhielt 1190, die der S. P. D. alte Partei) 9356, die Un
abhängigen 3368.

Merſeburg. Erhöhung der Luſtbarkeitsſteuer.
Der Magiſtrat macht bekannt: Der Steuerausſchuß hat die ſeit
Mai vorigen Jahres in Kraft befindliche Luſtbarkeits- und Ein
trittskartenſteuerordnung, die im verfloſſenen Jahre 1919 einen
Ertrag von 140 000 Mark gebracht hat, einer Nachprüfung unter
worfen, ob eine Erhöhung der in ihr feſtgeſetzten Steuerbeträge
mit Rückſicht auf die Finanznot der Stadt durchführbar erſcheint.
Er iſt bet dieſer Prüfung zu der Ueberzeugung gekommen, daß
einer Erhöhung der Eintrittskartenſteuer, die ſich zurzeit in Höhe
von 20 Prozent des Eintrittspreiſes bewegt, vorläufig nicht in
Frage kommt, damit nicht durch übermäßige Erhöhung der von
den Beſuchern zu tragenden Eintrittskartenſteuer die Beſucher ab
C werden, wie dies z. B. in Halle geſchehen iſt, wo dieteuerbeträge auf etwa 80 Prozent des Eintrittspreiſes gebracht

ſind. Dagegen hat der Steuerausſchuß die Beträge für alle die-
jenigen Luſtbarkeitsſteuern zu erhöhen vorgeſchlagen, die reine
Vergnügen, wie z B. Tanz, Lichtſpiele, Karuſſells, Zirkuſſe, Hypo-
drom, Glücksſpiele uſw. belaſten, nicht aber diejenigen, die auf
gute Muſik belehrende Vorträge und ähnliche Veranſtaltungen ge-
legt ſind. Jm einzelnen iſt eine Erhöhung der Einkünfte der Luſt
barkeitsſteuer dadurch erzielt worden, daß in geelgneten Fällen,
wie z. B. bei Tanzvergnügen, und beim Kino, die Nachmittage,
die Abende und die Zeit nach 11 Uhr abends geſtaffelt und mit
einer ſteigenden Steuer belegt worden ſind. Die Erhöhung der
einzelnen vorgeſchlagenen Steuerbeträge macht im allgemeinen
etwa 100 Proz. aus. Wieviel durch dieſe Erhöhungen im laufen-
den Jahre die Summe von 140 000 Mark überſchritten werden
wird, läßt ſich bei der Unſicherheit jeder Schätzung
ſchwer ſagen, doch iſt anzunehmen, daß dieſe nicht unweſentlie
überſchritten werden wird.

Weißenfels. Sitzung der Stadtverordneten am
Mittwoch, den 23. Juni, nachmittags 6 Uhr. Tagesordnung:
1. Einführung des unbeſoldeten Magiſtratsmitgliedes Dornblut
2. Lohnregelung für die ſtädtiſchen Arbeiter. 3. Einführung neuer
Beſtimmungen über die Gewährung von Reiſekoſten bei Dienſt
reiſen. 4. Anſtellung einer Stadtaſſiſtenzärztin. 5. Neuſchaffung einer
Aſſiſtentenſtelle im Polizeibüro. 6. Errichtung einer Entbindungs-ſtation im Kranſenhaufe, 7. Bewilligung von Mitteln für das

Krankenhaus. 8. Ausbau des Volkshauſes. 9. Bewilligung vor
Mitteln zur Beſchaffung von Turngeräten für die Oberrealſchule
10. Haushaltsplan der Schmiedefachſchule für 1920. 11. Haus-
haltsplan des ſtädtiſchen Gaswerks für 1920. 12. Bewilligung von
Mitteln zum Oberrealſchulbau. 13. Bewilligung von Mitteln zur
Errichtung einer Beleuchtungsanlage in den Aborten der Neu-
ſtadtſchule. 14. Bewilligung von Mitteln für Verlegen eines
Kanals am Bergſchulgrundſtück. 15. Bewilligung von Mitteln
für Pflaſterung in der ſtädtiſchen Gasanſtalt. 16. Ankauf eines
zweiſtöckigen Schuppens. 17. chtung von ſtädtiſchen Plätzen
zur Aufſtellung von Trinkhallen 18. Betrifft Straßen in der
Kleinſiedlung ZeitzerSchützenſtraße. 19. Nachbewilligung von
Mitteln für Kanaliſation. 20. Bewilligung von Mitteln für Her
ſtellung einer Sprengvorrichtung. 21. Bewilligung von Mitteln
für Neubeſchreibung des Wegweiſers im Rathaus. 22. Verpach-
De des größeren Brückenhäuschens auf der Pfennigbrücke.
23 Rachtrag zum revidierten Statut für die Leihanſtalt. 24. Er
höhung des Waſſerpreiſes und der Mindeſtſätze der Gebühren-
ordnung. 25. Erhöhung des Licht- und Kraftſtrompreiſes. 26. Er-
höhung der Gebühren der u 27. Erhöhung des
Zuſchuſſes für das Arbeiterſekretariat. 28. Bewilligung von Mit-
teln zur Beſchaffung von Bekleidung für ehemalige Kriegsgefan-
gene. 29. Erhöhung der ſtädtiſchen

31. Rechnungslegung der Walterſchen Stiftungskaſſe für 1918.
32. Erſatzwahl zur Geſundheitskommiſſion. 33. Wahl von zwei
weiteren Stellvertretern der Beiſitzer zum Mieteinigungsamt.
34. Kämmereikaſſenrechnung 1918. 35. Niederlegung von Stadt-
verordneten-Mandaten.

Der Stadtverordneten-Vorſteher. Junghans.
Delitzſch. Stadtverordnetenſitzung. Jn deam Donnerstag abgehaltenen Sitzung wurde von den Reviſionen

der Stadtſpar- und Stadthauptkaſſe Kenntnis gegeben. Bei der erſte-
ren hat ſich eine Differenz von 1000 Mk. ergeben, deren Urſache
noch feſtgeſtollt werden ſoll. Der Juſtizrat Dr. Schulze (Bgl.)
hat ſein Mandat niedergelegt. An ſeine Stelle tritt der Werk-
meiſter Freini, deer vom Vorſteher Buhle (A. S. P.) mit den
Worten eingeführt wurde, daß es die höchſte Pflicht eines Stadt-
verordneten ſei, im Jntereſſe der Stadt tätig zu ſein! (Ei, ei!
Verſtößt das nicht gegen den Rrrradikalismus??) Der Orts-w. für Jugendoflege erſucht um Bewilligung von weiteren
600 Mk. Da die Jugendpflege hier in andere Bahnen gelenkt
werden ſoll, wurde die Angelegenheit vertagt. Für die Ernte
flächen Feſtſtellung wurden 500 Mk. als Entſchädigung bewilligt.

Die nachgeſuchte rn der er e Wie für die„Volksſtimme“ ſtieß bei den Bürgerlichen auf iderſtand. Es
wurde ihnen aber geſagt, daß die Arbeiterſchaft ein Recht dazu
habe, auch für ihre politiſchen Zeitungen die Lebensmittel- und
andere wichtige Kommunal-Jnſerate zu erhalten. Gen. Alpers
erklärte, wenn die Veröffentlichung verſchiedener leicht verderb-
licher Nahrungsmittel in den auswärtigen Zeitungen Schwierig-
keiten mache, ſo ſolle man dieſe Lebensmittelverkäufe durch
Maueranſchlag veröffentlichen. Mit den ſozialiſtiſchen Stimmen
wurde die Vorlage genehmigt. Die Bezüge der Gemeinde und
Krankenſchweſtern ſollen zugleich mit den n der Beamten
und Angeſtellten neu geregelt werden. Um ſie aber aus der
gegenwärtigen Notlage zu befreien, ſoll den Gemeindeſchweſtern
ein Vorſchuß von 300 Mk. und den Krankenhausſchweſtern ein
ſolcheer von 150 Mk. gezahlt werden. Die Gebühren für die
Leichenfrauen wurden um 100 Prozent erhöht. Ein Vermächt-
nis verbunden mit Grabpflege wurde einſtimmig von den Stadt-
verordneten angenommen. Der Vertrag mit der Gasanſtalt
ſoll verlängert werden. Dieſe Angelegenheit hat die Stadtver-ordneten ſhon einmal beſchäftigt. Jn Verhandlungen mit dem

Direktor des Gaswerks iſt feſtgeſtellt worden, daß dem Gaswerk
kein Recht See gegen die Anlegung von elektriſchem Licht in
ſtädtiſchen Gebäuden Einſpruch zu erheben. Der Vertrag wurde
in der vorgelegten Faſſu nehmigt, jedoch ſoll in einem Nach-trag dem Gaswerk zur et gemacht werden, die ſtädtiſchen
Einwohner pünktlicher zu bedienen. Die Beſoldungsordnung
der Beamten und Angeſtellten, die als letzter Punkt auf der
Tagesordnungſtand, wurde zurückgezogen, da über die Klaſſifizie-
rung noch keine Klarheit herrſchte. Gen. führte dazu
aus, daß Klarheit darüber herrſchen müſſfe, ob die Oberſekretäre,
die in der Beſoldungsordnung beſonders hervorgehoben werden
ſollen, dann in ihrer Tätigkeit ein größeres Maß von Verant-
wortung zu übernehmen haben. Dadurch könnten die beiden
Bürgermeiſter von einer gewiſſen ſchematiſchen Kleinarbeit er
werden und infolgedeſſen und produktiveArbeit leiſten, die gerade für ung ſo r wichtig e
Erſter Bürgermeiſter Böttcher erklärte, daß Erwägungen über
die Löſung dieſer Frage angeſtellt worden ſind. Hoffentlich
kommt man aber über die Erwägungen bald zur praktiſchen
Arbeit! D. B.) Inhera der Tagesordnung rügte Stadtv.
e U. S. P.) den Uebelſtand, daß die Straßen, die das
tädtiſchefier ſt h e Wege umgeben, e Jugendlichen als rtigen Einbrechern fand am Sonnabend hier ſtatt. Hoffentli t werden. Jm S reſſe der Eqwertranten müſſe für

et der Crlelg e nes ist erwiſchten erten Splbeneen h e e See Aingelte, a

riegsfamilienunterſtützung.
30. Aufnahme einer kurzfriſtigen Anleihe von 2 000 000 Mark.



Garken des u r von einem Teirx der Anwohner als
Ablagerungsplatz für alle möglichen und unmöglichen Dinge
benutzt würde. Gen. Alpers wies auf die immer ernſter
werdende Wohnungsnot hin. Mit den kleinen Mitteln der
Zwangseinquartierung und Zuſammenpferchung der Menſchen
könne das Wohnungsamt ſeine Aufgabe nicht als gelöſt betrach-
ten, ſondern man müſſe dazu übergehen, zu bauen. Vielleicht ſei
es durch den Lehmbau oder Holzfachwerkbau möglich, billiger zu
bauen. Wenn der einzelne Unternehmer nicht bauen könne, dann
muß auf genoſſenſchaftlichem Wege oder durch Bauen in eigener
Regie verſucht werden, vorwärts zu kommen. Baumaterial laſſe
ſich auch durch RNiederlegung verſchiedener Baulichkeiten des
Waſſerwerks, die durch die Elektriſierung überflüſſig würden, be-
ſchaffen. Ferner regte er an, bei der Elektriſierung des Waſſer-
werks eine Vorrichtung zum Schneiden und Bearbeiten des in
den ſtädtiſchen Forſten geſchlagenen Holzes zu Bau und anderen
Zwecken ins Auge zu faſſen, um auf dieſe Weiſe billiges Bau-
und Brennholz liefern zu können. Eine Beſichtigung der im
benachbarten Brehna erbauten Häuſer aus Lehm ſei angebracht,
um hieraus Erfahrungen zu gewinnen und dieſe im Jntereſſe
der Stadt und der Wohnungſuchenden verwenden zu können.
Stadtrat Schimpf erklärte, daß er ſich bezüglich der Lehmbauten
in Brehna umgehend unterrichten werde. Das Bauen einer
Wohnung koſte heute 50 000 Mk. Nach Schluß der öffentlichenSitzung olgte eine geheime Dauerſitzung bis 411 Uhr.

Wittenberg Mitgliederverſfammlung der S. P. D.
Gen. Winter eröffnet die gut beſuchte Mitgliederverſammlung.
Auf der Tagesordnung ſtehen wichtige Punkte. Die eingeforderte

Ankſche Betenntmahungen für Halle 1.1.6.

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Bratfett in der Tal-

amtſchule am Dienstag den 22. Juni 1920. Zugelaſſen zum Ein-
kauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den
Nummern 9001 bis 13 500 vormittags von 8--12 und die Jnhaber
der Nummern 13 501 bis 18 090 nachmittags von 2-6 Uhr. Es
kann an jede Perſon eines Haushalts Pfund zum Preiſe von

Mk. für das halbe Pfund abgegeben werden. Der Lebens-
mittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule
am Dienstag, den 22. Juni 1920. Zugelaſſen zum Einkauf wer-
den die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern
18 001 bis 20 000 vormittags von 8--12 und nachmitt von
2—-6 Uhr. Es werden an jede Perſon eines Haushalts 70 Gramm
zum Preiſe von 60 Pfg. abgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt
vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Leunga-Angeſtellte
streik-Büro für Halle u. Umgebung

Halle, Gaſthaus Stroh,
Leipzigerſtraße 54.

Sofort melden zum Ausſtellen der Streikkarten.
Geſchäſftszeit 9 4.

Bei Einkäufen
bitten wir unsere Parteigenossen und Leser
sich auf die Inserate in der „Volksstimme“

zu beziehen.

e Wittenberg

In der nächſten Woche gelangen ſolgende Lebensmittel
n allen einſchlägigen Geſchäften des Kreiſes an

Verſorgungsberechtigte
zum Verkauf

1. in der Woche vom 20. bis 26. Juni
auf Marke H. V. 41

N. V. 41
für Selbſtverſorger

auf Marke H. S. 9
N. S. 9

fe zwei Päckchen Süßſtoff Packung G
zum Preiſe von 50 Pfennigen je Päckchen;

2. vom Dienstag, den 22. Juni ab
auf Marke H. V. 42

N. V. 42
ein viertel Pfund Haferfabrikate

zum Preiſe von 35 Pfennigen;
3. vom Mittwoch. den 23. Juni ab

leipzierstragge M Alte Promenade ſ1 a.

Fernruf 1224.
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väbme

Sensation. Künstler-
drama in 4 Akten.
Hauptdarsteller:

Albert Steinrück,
Carla Ferra,.

Betrifft: Verkauf von Lebensmitteln. v Wien

in dem köstlichen
Lustspiel in 3 Akten
J. M. der Reisende

Vorkfhr.: 4.00,6. 10,8.20.

Beginn 4 Uhr.
Wochentags bis 5 Uhr kleine Preise

bel vollem Programm:
H. Mat I. Natz Rang 3“ loge4“

einschliesslich Kartensteuer.

Statiſtik üver die Tätigkeit vor und zur Wahl ruft eine rege Aus
ſprache herbei. Gen. Behrens wird einſtimmig als zweiter Schrift-
führer gewählt. Ein Antrag auf Vertreterwahl für den Vorſtand
wird abgelehnt. Gen. Knöfler berichtete über den Brief an
Gen. Reichstagsabgeordneten Rich. Krüger. Jn dem Briefe wird
zum Ausdruck gebracht, daß Gen. Krüger ſich feſt an die Be-
ſchlüſſe der Parteikonferenz halten und keine Koalition mit den
Rechtsparteien bilden ſoll. Alle Anweſenden erklären ſich herzu
einverſtanden. Gen. Buchheim wird beauftragt, die Vorarbeiten
zur Bildung einer Ortsgruppe in Pratau zu erledigen. Die Ein-
führung von Diskuſſionsabenden, die Gen. Knöfler anregt, ruft
eine lange Debatte hervor; 16 Genoſſen ſprechen zu dieſem Punkte
und ſind einſtimmig dafür, daß durch Verbreitung beſſeres Wiſſens
mehr und mehr Aufklärung in die Maſſen getragen wird. Der
erſte Diskuſſionsabend iſt am Montag, den 28. Juni
im Parteilokal „Bürgergarten“, abends 168 Uhr. Ein Genoſſe
hat ſich erboten einen Vortrag über: „Was iſt Sozialismus“ zu
halten. Nachdem der Vorſtand noch um rege Beteiligung zu allen
Veranſtaltungen hat, erfolgt Schluß der anregend verlaufenen Ver-
ſammlung.

r

Aws le Welt
Halberſtadt. Ein furchtbares Brandunglück hat

ſich Freitag abend im Stadtparkkonzert zugetragen. Durch ein
achtlos forkgeworfenes brennendes Streichholz iſt das Kleid eines

Fett in der Talamtſchule am Dienstag, den r 1920.
Jugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine mit den Nummern 18001 bis 27500 vormittags von
8--12 und die Jnhaber der Nummern 27501 bis 37 000 nach-
mittags von 2—6 Uhr. Es werdon an jede Perſon eines Haus
halts zwei Doſen zum Preiſe von 2 Mk. für die Doſe abge
geben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Trockenei (4. Sonder-
verteilung) in der Talamtſchule am Dienstag, den 22. Juni 1920.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittel-
ſcheine mit den Nummern 9001 bis 13 500 vormittags von 8-12
und die Jnhaber der Nummern 13501 bis 18000 nachmittags
von 2—6 Uhr. Für jede Perſon eines Haushalts werden
50 Gramm zum Preiſe von 4 Mk. abgegeben. 50 Gramm Trocken-
ei entſprechen der Güte von 5 Eiern.
iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Kerzen in der Talamt-
ſchule am Dienstag, den 22. Juni 1920. Zugelaſſen zum Einkauf
werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern

Gr. Vnchstraße 91.

Fernruf 578.

s große

Vorfhr. 4.20,6.30 8.50.
mr

Curt Vespermann

ungen Mädchens namens Wege in Brand geraren, Uni beſtand das Kleid aus einer Art e der ſehr viel
Zelluloſe beigemiſcht war. Jn einer Sekunde ſtand das wurg
Mädchen wie eine drei Meter hohe Flammenſäule da. Es erlitt
ſo ſchwere Brandwunden, daß am
wird. Mehrere andere Herren, die helfend zuſprangen, wu
ſehr ſchwer verbrannt.

Gewertſchafthhes:.
Der Tarifvertrag im Ruhrbergbau. Wie die „P. P. Re

aus dem Ruhrgebiet erfahren, gilt der neuabgeſchloſſene Tarif
vertrag nur für den Monat Juni; er iſt zwiſchen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern mit Hilfe der Reichsregierung geſchloſſen worden.
Jn der nächſten Woche werden von denſelben Jnſtanzen neue Ver
handlungen für die Zeit ab 1. Juli vorgenommen werden.
lenpreiserhöhungen kommen aus Anlaß des Abſchluſſes des Tarif-
vertrages im Ruhrbergbau vorerſt nicht in Frage. Das Fahren
der Ueberſchichten (es wird Montag Dienstag, Donnerstag und
Freitag eine halbe Schicht extra gefahren) vollzieht ſich vollſtändig
reibhungslos.

Berantwortlich für den redaktionellen Teil: Paul Täumel; für den
teil: Wilhelm Herzig, beide in Halle. Druck und Verlag

G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

Städtiſcher Verkauf von weißen Bohnen mit

gegeben.
welcher mit Namen und Wohnung des Empfägers verſehen ſein
muß, gilt als Ausweis zur Entgegennghme des Bezugsſcheines
Nr. 2.

Der Lebensmittelſchein

Täglich Erstaufführung

Vorführung:

„Frühlingsmanöver“
Lustspiel in 3 Akten.

1 bis 18 000 vormittags von 8--12 und die V !rver der
Nummern 18 001 bis 37 000 nachmittags von 2—6 Uhr. Gegen
Vorlage des Lebensmittelſcheines können an W Haushalt drei
Kerzen zum Preiſe von 4 Mk. für drei Stück abgegeben werden.
Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Neue Grudekarten Nr. 2. Auf Grund der Be-
kanntmachung vom 6. April 1920, die Kohlenverſorgung 1920/21
betr., werden in der Zeit vom 21. bis 26. d. Mts. in den zu

Markenausgabeſtellen an dem für die Ausgabe der
rotmarken feſtgeſetzten Tage neue Grudebezugſcheine Nr. 2 aus

Der Stamm mittlerer Teil der Grundekarte Rr. 1,

Der Lebensmittelſchein iſt gleichzeitig vorzulegen.
Für die Zeit vom 1. bis 31. Auguſt 1920 gelten von dem

gelben Grundebezugſchein Nr. 2 die ſchnitte A bis H, zum
Bezuge der Waſchkohle mit Zentner Briketts der Abſchnitt
mit der gleichen Buchſtabenbezeichnung.

Die Beſtimmungen der vorgenannten Verordnung finden hier-
bei entſprechende Anwendung.

Halle, den 21. Juni 1920. Der Magiſtrat.

iederaufkommen gezweifelt

o
„Oie Erdtantg

Poſſe i. 3 Akt. v. H. Treller
Gaſtſpiel von

FritzTurmSilvare.

Jn den Hauptrollen
Paul Beckers

und
Frik ThurmSilvare,

fernraf 4661.

n

bicht. enEin Abenteuer in 5 Akten.mee in den Hauptrollen: er u bie bier un lalal
en mi er LieblingPenit Jarringa, friedrieh Zelnik und Fritz Schulz, 75 nen

4.40 6.45 9.00. von Nürnberg“keine VorsteHhung.
Donnerstag:

von Nürnberg.
Was zu Viel ist,

ist zu Vlel,

Sonntags und
Wochentags

Einlass 3 Uhr.
Beginn 4 Uhr.

Die neuest. Wochen-

Lustspiel in 1 Akt.

berichte.

Wochentags auf allen Plätzen bis
5 Uhr nachmittags Kleine Preise

der
Anzeigen Annahme

vormittags 9 Uhr.

r

Die Meistersinger

bei vollem Programm.Beginn 4 Uhr.

a) auf Warke V. 43
N. V. 4

ein halbes Pfund Bohnen
zum Preiſe von 65 Pfennigen;

4. Donnerstag, d. 24. Juni und Freitag, d. 25. Jnni
auf Marke II. V. 44

S Delitzſch Wer
N. V. 44

Schmalz.
auf die Speiſefeitmarke Nr. 3.

gültig vom 22 bis 26. Juni
Butter.

Marmelade kann in beliebiger Menge
von 5.50 Mk. für das Pfund gekauft werden.

Der Verkauf der vorſtehend genannten Lebens
mittel erfolgt in der Stadt Wittenberg ſowie in den
übrigen Städten und Gemeinden des Kreiſes auf
die Markenkarten des Kreiſes für Verſorgungs
berechtigte.

Die Verkäufer haben die abgeſchnittenen entwerteten
Marken am Montag. den 21. Juni, in einem verſchloſſenen,
mit entſprechender Aufſchrift verſehenen Briefumſchlage an
die Gemeindebehörde in Wittenberg, Rathaus Trevpyve,

um Preiſe

1,40 Mk.

Hoyer, Nr.
2136

Zimmer Nr. 2 unter Angabe des noch vorhandenen Be Müller. Kohltor. Nr. 2486-—-2730 bei Münzer. Markt.
ſtandes abzugeben. Nr. 2731 2905 bei anz; Naumann,. Nr. 2906 3945Die Gemeindebehörden haben die eingereich en Marken bei Pönitzſch. Nr. 3045--3150 bei G. F. Reichart. Nr. Rheumg Gicht
hierher zu ſenden. 3151.-3250 bei Schmidt. Gertitzerſtraße, Nr. 3251--3360

Wittenberg den 17. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß.

Erhebung der Einkommenſteuer durch
Abzug vom Arbeitslohn

Nachdem die Vorſchriften der 88 45-—52 des Ein-
kommenſteuer-Geſetzes vom 29. Wärz 1920 durch Erlaß vom
21. Mai mit Wirkung vom 25. Juni ab in Kraft geſetzt
ſind, können die Steuerkarten innerhalb der Dienſtſtunden
in unſerem Steuerbüro Rathaus 2 Treppen, Zimmer Nr, 2.
von den Arbeitnehmern in Empfang genommen werden.

Um den Arbeitnehmern zeitraubende Wege zur
Ausfertigungsſtelle zu erſparen, wird den Arbeit-
gebern empfohlen, die Ausſtellung der Steuerkarten
für ihr Perſonal nach Möglichkeit ſelbſt zu be
wirken und dies den Arbeitnehmern zur Vermeidung von
Doppelausfertigungen bekanntzugeben

Arbeitnehmer, welche das vierzehnte Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, ſind Steuerkarren nicht auszuſtellen.

Wittenberg, den 17. Juni 1920.
Der Magiſtrat.

je
Hülſenfrüchte.

Kartoffeln für

entnommen

Krankenbrot

Schma 14.

Sozigldemokratiſcher Verein f. Halle

(Alte Partei).
Dienstag, den 22. Juni abends 7, Uhr im St. Nikolaus,

Nikolaiſtraße
Aue u. aus.

e Fuz
Städtiſcher Lebensmittel- Verkauf.

Amerikaniſche Milch, markenfrei, je Doſe 450 Mk.
bei Dietze, Konſumverein.,
Rich. Werner.

Butter vom Dienstag, den 22. d. Mts., 45 Gramm für

Brotaufſtrich vom 22.—26. d. Mts., 400 Gramm für 2 Mk
auf Abſchnitt Nr. 127 der Lebensmittelſcheine Nr. 110
bei Abendroth. Nr
bei Blättermann. Nr. 351--405 bei Döring, Nr. 406 450
bei Gottſchalk. Nr. 451--615 bei Hecht. Nr. 616--700 bei
Heeſe, Nr. 701--760 bei Hoſmann. Rr. 761 1000 bei

-2260 bei Kluge. Nr. 2261--2485 bei

bei Voiqtmann. Nr

Seidel, Simon, Spiegler,

111 175 bei Aue. Nr. 176 350

1001--2135 beim Konum- Verein, Nr.
Reinhold

3361

Worg.

in allen Verkaufs-

markenfrei. Speiſebohnen: 2,80 Mi
Viktocig-Erbſen: 3,60 Mk. das Pfund in den bekannten
Verkaufsſtellen.

die 17. und 18. Woche ausnahmsweiſe je
7 Pfund, das Pfund für 20 Pfg., können auf einmal

werden
Käſe Dienstag. 22. d. Mis.,

je 1 Stück für 80 WVfg. auf Abſchnitt Rr. 122 des
Lebensmittelſchrines Nr. 1051

325 Gramm für 98 Pfg.
Kranke auf Weißhrotkarten bei Frohne, Gutezeit.
Sengling und Voigt. Halleſcheſtraße.

Nährmittel für Kinder, Kranke und Perſonen über 70 Jahre
auf Weißbrotkarten, wöchentlich je

vom 22. d. Mis
der 27. Woche. 150 Gramm für 6 Mark.
Delitzſch, den 19. Juni 1920.

von nachmittags 1--6 Uhr,

1750.
für Kinder und

Pfund
ab auf Butterka tenabſchnitfte

Der Magiſtrat.

3675 bei Werner Leipziger-
ſtraße, Nr. 3376 4025 bei Rich. Werner, Eilenburger
ſtraße, Nr. 4026 Schluß bei
Die aufgerufenen N

Düten oder Gefäße ſind mitzubringen
Haferſlocken vom 22.- 26. d. Mis. in

ſtellen auf Abſchnitt Nr. 5 der Lebensmittelſcheine
Pfund-WPahet für 1.05 M.

immern ſind genau einzuhalte

außerordentl. Mitgliederverſammlung
Tagesordnung:

Vortrag: Die Reichstagswahl und die politiſche Lage.
Redner: Genoſſe Prof. Dr. Waentig.

II. Geſchäftliches.
Die Mitglieder und ihre Frauen werden gebeten,

pünktlich zu erſcheinen. Das Mitgliedsbuch iſt zur Kontrolle
am Saaleingang vorzuzeigen.

Der Vorſtand:
i. A. R. Heine.

Fen
Bestes Aufwasch-, Potz-
und Reiniguagsmiitel fä-

alle Zwecke
v

an spart ArboitMuer- Geld
Acte wen

2e badoag la

Colonialwaren-, Drogen-
Kcoldehengeräte-
und Seifenhandlungen-
Prämien,, Urziene“ die i

Jſchias.,
Neuralgie (Nervenſchmerz.).
Koſtenlos teile ich gern mit,

m e Tauſende Patienten durch

ein einfaches Mittel in kurzer
Zeit Heilung fanden.

Krankenſchweſter Caroline,
Wiesbaden F. 63. z

verhauft für 900 Mark
Paul v. Seggern,

Dölau Halle, Cröllwitzerſtr.53.

Vernickelung,
Emaillieren v. Fprrade n

KüchenEinrich-

Gliederreißen,
Houto vingetroffen:

bester
vollkörniger

Rois,

wModerne

Bohnen, weisse g. Pf. u 2“ M.
1 pfü. nur h H.

Otto Bornsoheing z. Mit t. 21.

Hersteller:
(hem. Verke Ken

G. m. b. H,
Kemmlitz-Mügeln

Bez. Leipzig-
Bezirks- General Vertrieb
fa. Hermann Lentzsch,

tungen Grosser Posten
Möbeltiſchlerei,.

Gebr. PlatoGr. Brauhausſtraße 29.

Mille 525. Mk.
Bei grösserer Abnahme besondere Preise

A. M.
Alte Promenade 6,

uſw. pp. billig.

9 per W

Chesterfield

erndt, Halle S.

Leipzig Sellerhausee-

DauerhafteGeſdschein-
9

a taschen
V in pa. Leder83 und jeder

Ausführung

i. Krasemann

poſitig
E

ſeitde

unſere
Schick

nit w
mache
wie b
voliti

G
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